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 Bern, 15. Dezember 2023 

  

 

Änderung des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung (UVG);  

Vernehmlassungsantwort 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat, 

sehr geehrte Damen und Herren 

 

Im Zusammenhang mit der im Titel vermerkten Vernehmlassung haben Sie die GRÜNEN zur 

Stellungnahme eingeladen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, uns zur Vorlage zu äus-

sern.  

 

Mit der vom Bundesrat vorgelegten Vernehmlassungsvorlage soll die Motion 11.3811 (Dar-

bellay) umgesetzt und eine Rechtslücke in der Unfallversicherung geschlossen werden. Bis-

her haben Erwerbstätige nämlich keinen Anspruch auf Leistungen des Unfallversicherungs-

gesetzes, wenn sie in ihrer Jugend verunfallten, aber erst später einen Rückfall oder Spätfol-

gen im Zusammenhang mit dem Unfall erleiden. Die GRÜNEN unterstützen, dass diese 

Rechtslücke geschlossen wird und sie sind auch mit der Vorlage des Bundesrates einver-

standen. Die GRÜNEN begrüssen explizit, dass auch Personen die ausschliesslich gegen 

Berufsunfälle versichert sind, zukünftig ein Anspruch auf Taggeld erhalten.  
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Die GRÜNEN weisen ausserdem darauf hin, dass auch mit dieser Vorlage eine der grössten 

Lücken im Bereich der Sozialversicherungen nicht geschlossen wird: die flächendeckende 

Absicherung gegen Erwerbsausfall durch eine obligatorische Krankentaggeldversicherung.  

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Fragen stehen wir gerne 

zur Verfügung. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

Balthasar Glättli     Raphael Noser 

Präsident      Fachsekretär 


